
Der Länderbericht

Zwischen Taktik und AÄAnpassung
Zur gegenwärtigen Politik der SED-Führung
Wıe 1er hereits berichtet wurde (HK, Marz P Z IDK Be1i der Entwicklung und Propagierung VO Illusionen, VO':  $ fexıblem

un!: diıfterenziertem Antikommuniısmus spielt der rechte Flügel derhat die Anpassung die mehr nach Westen geöffnete internationalen Sozialdemokratie eine bedeutende Rolle Er versteht
NEUE sowjJetische Deutschlandpolitik der SED ıcht sich eindeutig als Alternative gegenüber dem Kommuniısmus un
beträchtliche Schwierigkeiten gebracht. Dogmatische Kader wird in dieser Richtung zunehmend aktıv. Der Sozialismus hat
wurden verunsıchert, weıl das geläufige Feindbild VO  $ der ber heute ın allen Ländern eıne solche Resonanz gefunden; dafß auch

rechtssozialdemokratische Ideologen ıhre antikommunistischen An-„revanchıstischen entspannungsfeindlichen“ Bundesrepu-
blık sıch nıcht mehr aufrechterhalten 1ef und sıch auch griffe VO:  3 scheinbar sozialistischen Positionen AuS vortragen MUS-

senmn. Sıe wollen ‚den Fufß in die Tur ZUuUr DDR“ stellen, wıe das
Z weiftfel der Vorzugsposıtion der DDR bei der SOW Jet- VO'  3 ıhnen 1969 auf der Konterenz der ‚Sozialistischen Internationale‘

ZU Ausdruck gebracht wurde.“unıon einschlichen. Jetzt nach Inkrafttreten des Berlin-
Norden zıtierte ZUS dem Bericht des Politbüros autf dem PlenumAbkommens zibt iınnerhal der SED ernstie Besorg- des SED-Zentralkomitees (6 un! Juli 1n dem CS hießN1Ss über negatıve Auswirkungen dieses Abkommens und „Die Auseinandersetzung zwiıischen Sozialısmus und Imperialismus

des schon abgeschlossenen, aber noch nıcht 1in raft g- entflammt aut dem Gebiet der Ideologie stärker als
Wır sind un dieser Tatsache voll bewußt. Deshalb orjıentieren WIrVerkehrsvertrages. In ausgeweıteten West-Ost-

Kontakten sıeht INa  —_ erhebliche Aufweichungsgefahren die raft unserer Partei aut den unversöhnlichen Kampf alle
Erscheinungsformen feindlicher Ideologien.“tür das soz1alistische Staatsbewußfltseıin.

Absage die Einheit der NationAbs&ir@ungsbemühungen
Auch in dem 1MmM Mittelpunkt der Plenartagung des SED-

Die durchwegs elastische Anpassung der SED Hon- Zentralkomitees stehenden Reterat VO  — Prot agerecker die NGEUSE sow Jetische Deutschlandpolitik macht (Mitglied des Politbüros) Zu Fragen der Kulturpolitikverstaärkte Anstrengungen ZUY ınneren Abschirmung der der standen Probleme der Abgrenzung direkt und
DDR erforderlich. Wiährend 1 staatlichen Bereich Ver-
ständigungsbereitschaft erkennbar ist, wird 1im ideologi- indirekt 1im Vordergrund. Seine Biılanz der kulturellen Ar-

beit in der DDR WAar Als Gegenüberstellung zwischen der
schen Bereich eın harter Kurs gefahren und die Gegensatz- ‚aufstrebenden soz1ialıstischen Kultur 1n der un:
ıchkeit Z Bundesrepublik drastisch betont. Die Ankün- dem „Kulturzerfall 1n der angelegt. ager polemi-digung VO  >; Honecker VO 18 Aprıl 1977 in Sofia ann s1ierte revisioniıstische Tendenzen 1n der Kultur
einerseıits Z W alr als ein Sıgnal für ıne Modifizierung in der (Leugnung der führenden Rolle der marxistisch-leninisti-Deutschlandpolitik der SED werden. schen Parteı, des Parteilichkeitsprinzıps U d5) und die
Honecker dort u. Orı „Legende“ VO  3 der FEinheit der deutschen Kultur:
1€ Deutsche Demokratische Republik ISt bereıit, nach der Ratıifi-
zıierung der Verträage 7zwıschen der un: der Volksrepublik 1€ herrschenden Kreıse in der BRD verfolgen gegenüber der DDR

die nationalıstische Linıe des ‚Fortbestandes der Einheıit der eut-Polen und der BRD ın einen Meinungsaustausch ber die Herstellung
normaler Beziehungen zwischen der Deutschen Demokratischen Repu- schen Natıon“. Eıne wesentliche Rolle spielt dabe1 die bürgerliche
blik un: Bundesrepublik Deutschland einzutreten und die hıerzu These VO':  — der einheitlichen ‚Kulturnation‘. Da dıe Exıstenz zweıer
forderlichen völkerrechtsmäßigen Vereinbarungen treften. Es könnte Staaten mıiıt gegensätzlicher Gesellschaftsordnung VO!  b nıemandem

mehr leugnen ISt, wırd dıe längst widerlegte Behauptung VONeıne Entwicklung eingeleitet werden ..., die einem friedlichen
Nebeneinander zwiıischen der DDR un der BRD führt, normalen, einer angeblichen geschichtlich begründeten und weıter tortbestehen-
gutnachbarlıchen Beziehungen mMIt dem Ausblick eiınem Mıtein- den ‚Einheit der deutschen Kultur‘ aufrechterhalten.
ander 1m Interesse des Friedens, 1m Interesse der Burger beider taa- Wiıe die Geschichte zeIgt, hat eine außerhalb der Bestrebungen der
ten  « „Neues Deutschland“, 19 ZZ) Klassen stehende einheitliche deutsche Kultur nıe gygegeben

Die Klassenauseinandersetzung 1in der Kultur verschärfte sich nach
Die Absichtserklärung Honeckers, ZU Abbau VO  - Span- 1945 den Bedingungen der Besatzungszonen. Wır gıngen miıt

Hıiılte der Sowjetunion sofort daran, eıne antifaschistisch-demo-
Nungen beizutragen und das Verhältnis 7zwıschen den be1i- kratische Kultur autzubauen Mıt dem Entstehen Zzweiler Staaten
den deutschen Staaten versachlichen, wurde begleitet un!‘ ihren entgegengesetzten gesellschaftlichen Systemen hat sıch auch
VO'  - einer Reihe anderer Außerungen prominenter SED- der gegensätzliche Charakter der Kultur 1n der DDR un!' 1n der

Politiker, die deüutlich machten, da{ß gleichzeıt1g die 1ıdeo- BRD voll herausgebildet. Die sozialistische Kultur 1n der DDR ent-

taltet sıch als Kultur der Arbeiterklasse und der MI1t ihr verbündetenlogische Abgrenzung verstärkt wird. Klassen und Schichten des Volkes. Demgegenüber herrscht 1n der
Prof. Norden (Mitglied des SED-Politbüros) konnte BRD dıe imperialistische, volksfeindliche Verfallskultur. Somıit stehen

Julı 1977 in der „Prawda“ einen Grundsatzartikel sıch heute Z7Wwel Kulturen gegenüber, dıe ıhrem Inhalt und K lassen-
charakter nach unvereinbar sind“ („Neues Deutschland“, 72)der Überschrift „Friedliche Koexıistenz und ideologi-

scher Klassenkampf“ veröffentlichen, der auch 1m „Neuen
ach ager soll die „Aasthetische“ Bildung und ErziehungDeutschland“ nachgedruckt wurde. In diesem Artikel

hieß U, 1n der DDR dazu beitragen, die Menschen mıiıt sozıalistı-
schen Wertvorstellungen erfüllen un: „bis in die

„Dıie Imperialisten werden durch eCue Realitäten CZWUNSCH, tiefsten Schichten das Gıft der menschenfeindlichen
haltbare Posıtionen aufzugeben, re Taktik varııeren und ihre imperialistischen Ideologie un Unmoral“ WapphncCh
Politik der ıhren Ungusten veränderten Lage mehr der mınder (Seite 4)ANZUPaSSCN. Sıe mussen den Gegegebenheiten Rechnung tragen, ber
S1e bleiben Imperialisten. Dıe SED-Führung i1St auch weıterhin bemüht, alle jetzt
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mißverständlich gewordenen und als überholt angesehe- der Besonderheiten ın den Beziehungen zwischen beiden
NCN Fixierungen meist stillschweigend Aaus dem Verkehr Staaten (beide können zueinander einerseits ıcht Aus-
zıehen. Zu den herausragenden Beschlüssen des land, aber auch 1mM eigentlichen Sınne nıcht mehr Inland
Plenums gehört die Eıinsetzung einer Kommissıon ZUr se1n), Fragen der Staatsbürgerschaft, der Reviısıon VOI.-

Ausarbeitung eines Parteiprogramms. Oftenbar soll schiedener Gesetze.
1M Rahmen einer Revision des ersten, erst 1963 verabschie- Wenn INa  j die gegenwärtigen Tendenzen kommunistischer
deten SED-Programms auch das Bekenntnis ZU!T einen Politik richtig deuten will, mMu INa  — die Denkweise der
deutschen Natıon gestrichen werden. Kommunisten berücksichtigen. Die beiden Grundtenden-

zen der SED-Politik (begrenzte Offtnung nach Westen un:In Jüngster eıt trug aber das Bekenntnis VO  $ ord- un
zugleıch verstärkte Abschirmung VOL westlichen Aufwei-Südkorea ZU Ziel der Wiedervereinigung des geteilten

Landes ıcht unwesentlich ZUuUr Verunsicherung der Parte1i- chungseinflüssen) sind in der Sıcht der Kommunisten ıne
funktionäre bei Soweıit SiNg, wurde dieser Vorgang iın „dialektische Einheit“. Es 1St gewissermaßen kommunisti-

scher Grundsatz, in Zeıten einer mehr geöffneten Außen-der DDR-Presse (im Gegensatz ZUr SowjJetunion) ge-
schwiegen bzw. NUur beiläufig erwähnt. Wenn ZzWwel bisher politik die Staatsraison 1M Innern akzentuieren un
total verfeindete Staaten, die gegeneinander einen die Führungsrolle der Partei verstärken. Je oftener die

Außenpolitik wird, desto notwendiger 1St 1n der Regelerbitterten Krieg führten, der ormell noch Sal nıcht be-
endet 1St, ıne Wıedervereinigung anstreben, IMU. dies auch deren ınnere Abschirmung. Gerade weil 1mM politisch-
gerade Jetzt die SED-Führung nachdenklich stimmen. Es staatlichen Bereich gegenwärtig die bisherige weitgehende
1St nıcht ausgeschlossen, daß dieser Vorgang sofern die Abschirmung aufgegeben wird,; 1St 1n der Sıcht der Par-

te1l notwendig, aufkeimende Illusionen un: Un-SowjJetunion iıhn als vorbildlich ansıeht 1M SED-Polit-
büro Überlegungen nlaß geben könnte, siıcherheıiten, anzugehen. Aktivere kommunuistische West-
doch wen1gstens ZuUur Formel „ZWeIl Staaten eine Natıon“ polıtık ISt Nur auf der Grundlage eıner konservativ SC-

pragten kommunistischen Innenpolitik durchführbar. Dıiezurückzukehren. ıne Kopierung des koreanıschen Modells
Kommunisten würden authören Kommunisten se1n,ist jedoch schon aufgrund der unterschiedlichen Gewichte

un Machtkonstellationen aum en. Nach ll wenn S$1e aktıvere Westpolitik UN! zugleich inneres Tau-
wetter, zunehmende Liberalisierung, Reduzierung deriıhren Erfahrungen mı1ıt China, Rumänıuen un: Jugoslawıen Führungsrolle der Parteı dulden würden. Honeckers Ab-ware der SowjJetunion eın mächtiges kommunistisches

Deutschland mıt nationalkommunistischen Tendenzen grenzungskurs 1st also völlig doktrin- un! sıtuati1onsge-
unheimlıich. Aus diesem Grunde ıst wahrscheinlich, da{fß die recht.
SowJetunion ne kommunistische, fest 1ın ihren Machtbe-

Konzessionen sozialistischer Wohlfahrtlreich integrierte DDR un eın neutralisıertes Westeuropa
bevorzugt. Die SED-Führung beschränkt sıch ın iıhren intensıvierten

Bemühungen ZUr Festigung der DDR aber ıcht NUuUr auf
Dialektik la Honecker die intensıviıerte verbale ideologische Abgrenzungskam-

Als notwendige Ergänzung un UntermauerungDıie Serıie VO  ; Abgrenzungsäußerungen, die Attacken BC- der ideologischen Abschirmung iSt die SED-Führung
SCH den Sozialdemokratismus, die systematische Zerstö- Honecker verstärkt bemüht, durch innenpolıtische
Iung aller gesamtdeutschen Hoffinungen, 1St für die SED- Maßnahmen den sozialıstischen Charakter der DDR eın-
Führung durchaus eın Wiıderspruch ZUr Herstellung NOLr- deutiger profilieren. Sichtbarer als früher 111 Ma  } den
malıisıerter staatliıcher Beziehungen ZUr Bundesrepublik. breiten Schichten des Volkes durch NnNeue sozıale Verbesse-
Harte ideologische AÄußerungen 1n Ost-Berlin die 1el-
tach insbesondere interne Adressaten haben darf INa  - TUuNgEN entgegenkommen. Dort, machtpolitisch Ve[_r-

tretbar 1St; gibt nıcht unwesentliche Zugeständnisse andaher nıcht schlechthin als Verhärtung deuten. die Bevölkerung.
Die DDR 1St ZzU Beispiel bei der Realisierung des Berlin- Auf der Tagung des SED-Zentralkomitees (27 un: 28
Abkommens vorsichtig, teilweise angstlıch, doch Aprıl wurde eine Reihe sozialpolitischer Maßnah-
gleichzeitig Jegt S1e darauf Wert, weıterhin Willen inen beschlossen. Für 5 Mill DDR-Bewohner wurden

bekunden un als vertragstreu gelten. Bısher annn die Renten un: die Sozialbeihilfen erhöht. Dıie Renten-
INa  — Sagcl, dafß das Berlin-Abkommen 1m großen un: erhöhungsquote liegt zwischen 20 un 40 0/9 Die Mindest-
ganzen reibungslos abgewickelt wird. Einzelne Vorbehalte nach 45 Arbeitsjahren wurde z. B VO  3 MZU autf
wırd INa  — besser nıcht überbewerten. Freizügigkeıt konnte 740 ark heraufgesetzt. Wenngleich damıt das westdeut-
INa  3 VO Berlin-Abkommen ohnehin nıcht en. Dıie sche Rentenniyveau noch nıcht erreicht wurde, 1St die
VO  — einıgen Presseorganen beanstandeten Auflagen tür Erhöhungsquote 1m Vergleich früher doch beachtlich.
SED-Mitglieder SOWI1e Parte1i- un: Staatsfunktionäre ZUuUr Für alle vollbeschäftigten berufstätigen Mütter miıt dreı
Enthaltsamkeit bei Westkontakten ex1istieren schon se1it un mehr Kindern Jahren wurde die 40-Stunden-
20 Jahren (auch ın der Bundesrepublik g1ibt Auflagen woche ohne Verdienstreduzierung eingeführt un: der
tür bestimmte Personengruppen AT Enthaltsamkeit bei Mindesturlaub auf Z Arbeitstage erhöht. Der Schwanger-
Ostkontakten). Diese „Kader-Schutzbestimmungen“ —- schaftsurlaub wurde VO auf insgesamt 18 Wochen Vel-
ren nıemals Gegenstand VO  —_ innerdeutschen Verhandlun- längert.
gCcn Die Geburtenbeihilfen wurden aAb erstem ınd einheitlich
Trotz ıntensıver Abgrenzungsaktivıtät 1st durchaus auf 1000 erhöht. unge Eheleute bis 76 Jahren un:
möglıch, daß noch 1n diesem Jahr eın Grundvertrag 7A0 1- eiınem niıedrigeren gemeınsamen Einkommen als 1400
schen den beiden deutschen Staaten paraphiert werden können be1 eıiner Erstehe tür die Wohnungsbeschaftung

einen zweckgebundenen Kredit aufnehmen. Bıs 5000kann,; obwohl gerade in den Verhandlungen viele außerst
komplizierte Probleme klären sınd, U, die Fixierung eines solchen Kredites werden zıinslos gewährt, die Tilgung
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soll innerhalb on 8 Jahren erfolgen, wobeij die ersten drei Gerade mit dieser etzten Sozialisierungsaktion ll die
Jahre tilgungsfreıi sind. Beachtenswert ISt, daß VO  ; dem SED erreichen, daß der unüberbrückbare qualitative Un-
zurückzuzahlenden Kreditbetrag erhebliche Abschläge terschied zwischen den Gesellschaftsordnungen in beiden
nach der Geburt VO  - Kındern gewährt werden. Be1 der deutschen Staaten noch deutlicher in Erscheinung trıtt. An
Geburt des ersten Kındes werden 1000 Schuld, bei der der Schwelle der Deutschlandpolitik (vom bisheri-
Geburt des zweıten weıtere 1500 M, bei der Geburt des SCmHh Gegeneinander einem betonten Nebeneinander)
dritten Kindes weıtere 2500 gestrichen. 11 die SED-Führung die „kapitalistische Restbasıs“ iın

der DDR beseitigen.Auch die Wohnungsmieten für die nach dem Januar Obwohl Honecker auch 1m Innern die Klassen-1967 bezogenen Neubauwohnungen werden für Arbeıter,
Angestellte und Genossenschaftsbauern miıt einem ONAat- kampf-Ideologie stärker betont wird, werden doch
lichen Brutto-Familien-Einkommen 2000 Neu Konfrontationen mıt negatıven Auswirkungen für die

innere Stabilität vermiıeden. Der einstige Sicherheitscheffestgesetzt un: auf das Mietpreisniveau VO 1966 redu-
zıert. Die Höchstmiete für Neubauwohnungen tür diesen Honecker agıert betont vorsichtig. Politische Vorstöße 1n
Personenkreis darf in Ostberlin 90088 1.25 Je Quadrat- Teilbereichen bzw. AUS Fehlkalkulationen sıch ergebende

Benachteiligungen in einzelnen Sektoren werden ausba-un ın anderen Stäiädten der DDR NUr 90 Pfennig
betragen. lancıert durch Zugeständnisse in anderen. Dıie Organe der

Polizei un! der Staatssıcherheit sınd 1mM Gebrauch iıhrer
Macht zurückhaltender geworden. Die Festigung des Re-
gy1imes soll VOTr allem durch politische un soziale Maßnah-Enteignungen: ideologisch zweckgebunden
INnen erfolgen. Die Einführung eines visafreien Reisever-

Die sıch ausweitenden Ost-West-Kontakte 1mM Ergebnis der kehrs nach Polen un der CSSR sollte eın neuartıges
Freizügigkeitsgefühl vermitteln. Dıie eingeräumten bzw.Ostpolitik nötıgen die SED-Führung, die DDR 1 SOZ124-

len un: wirtschaftlichen Bereich westbegegnungsfähig in Aussıicht gestellten Erleichterungen 1M Rahmen des
machen. Dıies kommt den Menschen ın der DDR unmıiıttel- Berlin-Abkommens bzw. des Verkehrsvertrages kamen
bar ZUugu(te, stärkt aber auch das Regime. ıne sıch nıcht bei der Bevölkerung gut Wenn auch die NeCUu einge-
mehr stark abkapselnde, weitgehend anerkannte DDR führte Fristenlösung in der Schwangerschaftsunterbrechung
muß menschlichere Formen des Soz1jalismus entwickeln, be1 überzeugten Christen mpörung hervorgerufen hat,
weıl sıe NUur dadurch sıch wiırksam abschirmen ann un wırd dieses (Gesetz VO  - der Mehrkheit arelıgıöser Be-
gleichzeitig auch 1n die Lage wiırd, nach Völkerung5äd1idlten eher als Erleichterung angesehen.
Westen auszustrahlen.
Auch die etzten Enteignungen privater Kleinunterneh- Steuerung der Bildungsd1ancgn
INnen sınd auf dieser Linıe sehen. Für diese Sozialisie-

Ungeachtet der kontinuijerlichen Stabilisierung hat dierungsaktion gab keine wirtschaftliche Notwendigkeıit. DDR nach Ww1e VOrLr mıiıt mannigfaltigen Problemen r1in-Der kleine Sektor halbstaatlıcher un privater Betriebe
WAar wirtschaftlich durchaus gesund. Er arbeitete rentabel SCn Hıer se1 als Beispiel erwähnt, daß Jetzt eın ber-
und konnte siıch elastischer als staatlıche Betriebe auf schuß VDO  x Hochschulabsolventen ZULage 1St un:

daher eın ausbildungsgerechter FEıinsatz vielfach nıchtMarktlücken einstellen un: in der Versorgung der Bevöl-
kerung eıine außerst posıtıve Rolle spielen. Dıie überwiıe- mehr erfolgen annn Gleichzeitig esteht aber ein recht
gende Mehrheit der Betroftenen verhielt sıch auch loyal erheblicher Mangel qualifizierten Facharbeitern un

mıiıttleren Führungskräften sSOW1e Arbeitskräften über-zum Staat. Die SED hat ZUr Begründung ihrer Aktıon
haupt (Notwendigkeit VO  - Gastarbeitern). Die Zahl derauch niemals VO:  3 „Sabotage“, „Feindschaft“ un „Un-

rentabilität“ gesprochen. Dıie SED-Führung wollte „LEr- Studienplätze wurde NUu. in den Überschußbereichen be-
trächrtlich reduziert und-das Ausleseverfahren für Studien-scheinungen der Rekapitalisierung“ beseitigen. utge- bewerber verschärft. Arbeiterkinder werden ZWaAar weıter-führte, rentabel arbeitende private Unternehmen, die viel-

tach noch Wachstumstendenz hatten un deren Eıgen- hın bevorzugt zugelassen, doch Kinder VO  - Akademikern
tümer überdurchschnittlich gut leben konnten, der (mıtunter auch VO  —$ Funktionären) haben es dagegen

schwerer, einen Studienplatz bekommen. HınsichtlichParteı eın Dorn 1mM Auge Es ging ausschließlich darum,
Aaus ıdeologischen otıven den sozialistischen Wirtschafts- politischer Zuverlässigkeit werden „STreNgerE Ma{(stäiäbe“
sektor abzurunden. ber oftenbar ying auch die angelegt. Dıie Hauptleidtragenden einer solch diskrimıinıe-

renden Auslese nach politischen und weltanschaulichenErringung Ananzieller Vorteıle. War wurde die Sozialıi-
Kriterien sind die Christen beider Konfessionen. Für sS1esıerungsaktıon ıcht in Oorm entschädigungsloser Ente1g-

Nung abgewickelt, un: gab auch keine generelle Dis- wird diese Diskriminierung immer mehr Zz.u Problem
Nummer Wehrdienstverweigerer, politische Passıvısten,kriminierung der bisherigen Eıgentümer (man beließ s1e
Nichtteilnehmer der Jugendweihe eticCc verbauen sichvielfach 1n Führungsposıtionen Z. als Angestellte wel-

sungsgebundene Geschäftsführer), doch da der Staat der den gegebenen Bedingungen ınsgesamt den Weg Zu

einzıge Kaufpartner WAarfrT, wurden die Betriebe eiınem Studium. Dıie SED geht davon AauUs, da{ß jeder DDR-Bür-
ger das 3 auf 10klassıge Schulbildung hat, daß aberkonkurrenzlosen Minıimalpreıs aufgekauft. Die auf-
alles Darüberhinausgehende ıne besondere Vergünstigungwurde autf Sperrkonto überwiesen un wiıird Je-

weıls NUur iın kleinen Raten den früheren Eıgentümern ZUFr 1St; die nıcht voraussetzungslos gewährt werden annn
In vielen Famılıen gibt gerade dieser diskrimıi-Verfügung gestellt. Der bei der Sozialisierungsaktion }

zielte finanzıelle Vorteil soll offensichtlich auch dazu die- nıerenden Handhabung der Bildungsschancen Unzuftrie-
NCN, die vorstehend erwähnten erhöhten Sozialleistungen denheit. Es 1St freilich auch beachten, daß 1n der DDR
(die etwa Milliarden ark 1ın den nächsten vier Jahren das Sozialprestige gerade des Akademikers bereits redu-

zıert iSt. Verschiedene Akademiker verdienen wennzusätzlich erfordern werden) finanzıeren.
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ila  _ die längere Ausbildung berücksichtigt nıcht HNECN- che, wenn die eigenen Forderungen (keine Erwähnung der
mehr (miıtunter OS wenıger) als qualifizierte Viıermächte- Verantwortung, vollwertige völkerrechtliche

spezialisierte 1mM Leistungslohn tätıge Arbeitnehmer oder Beziehungen etc:) durchgesetzt siınd. Ob die DDR miıt pE-
mıiıttlere Führungskräfte. Die Zahl der freiberuflich t2a- ringer Verzögerung in die aufgenommen wiırd, CI -

tiıgen Akademiker 1sSt sehr ger1ing, die meısten sınd Ange- scheint iıhnen gleichgültig.
stellte. Nur noch 1n geringem aße werden Einzelverträge Andere Kräfte scheinen 1aber davon auszugehen, daß eınmıiıt Spiıtzengehältern un: Sondervergünstigungen MT An-
gehörigen der Intelligenz abgeschlossen. In der Ära Hon- nochmaliges Einlenken auf vertretbare Kompromifßfor-

meln sıch langfristig ungeachtet gegebenerecker gilt nıcht mehr w 1e bei Ulbricht dıe Wissenschaft als Aufweichungsverfahren doch besser auszahlte. Demon-„eıne Hauptproduktivkraft“. strierter Wille wırd als Aushängeschild un:
iıne allgemeine Verschärfung der kommunistischen elı- posıtıver Faktor für die DDR-Auslandswerbung ANSEC-
Z10NS- und Kirchenpolitik 1St dagegen bısher nıcht VelI- sehen. Diese Kräfte sınd bereıt, durch begrenztes Einlen-
zeichnen. Dıie SED-Führung geht davon AuUs, da{ß ken eventuell einem Wahlsieg der Bonner Regierungs-
den Bedingungen des sıch ausweitenden atheistischen Staa- koalıtion beizutragen, die Kontinuität bundesdeutscher
tes der FEinfluf(ß der schon den and abgedrängten Kır- Ostpolitik sıchern un gewährleisten, da{ß der
chen nıcht mehr MIt großen ampagnen, sondern HC: noch Status quUO auch ın Zukunft nıcht mehr iın rage gestellt
mi1t stetiger dosierter „ pOSITLVEL T weltanschaulicher ropa- wiırd.
yanda, also auf kaltem Wege reduzıert werden könne. Madfßgebend wırd se1n, W1€e sıch die Sowjetführung verhält.

Die SowJetunıon dürfte aber, ungeachtet der gegebenen
Taktische Gegensatze Risiken der deutschen Ostpolitik, tür den eigenen acht-

bereich dazu neigen, die deutsche rage durch einen Ge-
neralvertrag be1 Wahrung ıhrer Rechtsposition als ıneGegenwärtig mu{fß 111la  - davon ausgehen, daß 1mM SED-

Polıtbüro, insbesondere in der rage der Gestaltung der der Sıegermächte halbwegs lösen un: damıt VO Tisch
Deutschlandpolitik Meinungsunterschiede darüber z1bt, haben Unter Gesichtspunkten der Entspannung Z7W1-

schen den Großmächten (Vereinbarungen 7zwischen denob und wıieweılt Ma  $ sıch gegenüber der BRD be] der (Ge-
staltung des Grundvertrages konzessionsbereit verhalten USA un: der SowJetunı10n) drängt sıch diese Varıante auf
soll Die selbstbewußten harten Kräifte 1n der SED halten Im übriıgen würde eın Grundvertrag zwischen der Bundes-
entweder eınen Grundvertrag für gänzlich überflüssiıg republik und der DDR ZUrFr Festigung des Status qUO bei-
(z Rede VO  > Außenminister Otto Wınzer Junı tragen, und ıne Europäische Sıcherheitskonferenz könnte
1972 1n der Parteihochschule arl arX bzw meınen, ın ıhrem Ergebnis durch iıne multilaterale Anerkennung
da{fß damıt keine Eıle habe, weiıl die eıt allein für die der gegebenen Grenzen ın Europa Elemente eınes rie-
DDR arbeite und INnan ıh NUur dann abzuschließen brau- densvertragsersatzes haben

Der Zeeitbericht

Michael Traber

1Ue oder Führungsersatz?
Zur des 111LArrSs 1n Schwarz-Afrıka

WATYT ım gesamtpolıtischen Zusammenhang. Nur W C111 dieIn Afrıka sınd Armeeputsche der Tagesordnung. Sıe
begannen 1mM Julı 19572 mMIt dem Sturz der Monarchie iın koloniale Vergangenheıt der afrıkanıschen Armeen, iıhre
Ägypten und haben sıch seither w 1e€e ıne ansteckende gegenwärtige Abhängigkeıt VO  — auswärtigen Mächten un
Krankheit 1M unabhängigen Afrıka verbreitet. Seit Nas- ıhre Stellung iınnerhalb des soz1alen un politischen Ge-
SCI'5 Coup in Kaıro haben 19 ‚erfolgreiche“ Staatsputsche füges gesehen wird, ann der Stellenwert der Staats-
stattgefunden, mehrere sınd vereıtelt worden. der 40 putsche Afrıkas MIt einıger Objektivität ertaßt werden.
Regierungen 1MmM unabhängigen Afrıka kamen durch 1lı-
tärputsche AT Macht und werden (mıt Ausnahme vOon Milıtärische Faktoren bei der EntkolonisierungÄgypten und Sıerra Leone) weıterhin durch Militärführer
geleitet. (Für die Liste der 1n Afrıka stattgefundenen Dıie Entkolonisierung Afrikas vollzog sıch 1M wesentlichen
Staatsstreiche vgl Mäaärz 1974 140.) Das bedeutet, 1n ”7We] Phasen: Dıie erfolgte 1n den zehn Jahren -
dafß 155 Millionen Menschen 1in Ländern des unab- mittelbar nach dem 7 weıten Weltkrieg un: betrat jene
hängigen Atfrıka oder 0/9 der Bevölkerung VO Miılıtär- Länder, 1n denen europäische Armeen während des K rıe-
diktaturen regiert werden. SCS Schlachten ausgetragen hatten: Libyen 951 Sudan
Doch erscheint nıcht sehr sınnvoll, diese Putsche oder 1955 Marokko (1956) un: Tunesien (1956); Äthiopiens
Putschversuche einzeln beschreiben oder ıne verglei- un: gyptens (seıt Unabhängigkeit Wurden be-
chende Darstellung der Stärke der Armeen Afrikas lie- stätigt.
tern. Ertragreicher 1Sst ıne Analyse der Stellung un Rolle Die 7weıte Etappe begann MI1t der Unabhängigkeıit der
der afrıkanischen Armeen ın Vergangenheit und egen- westafrıkanıschen Staaten Ghana (1957) un: Guinea
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